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A N T R A G 
 

  Vorlage-Nr.: A 02/0083 

SPD-Fraktion Datum: 05.02.2002 

Bearb. : Herr Paustenbach Tel.: öffentlich nicht öffentlich 

Az. :  X  
 
Beratungsfolge Sitzungstermin 
 
Hauptausschuss 18.02.2002 
 
Antrag der Stadt Norderstedt zur Mitgliederversammlung des Städtebundes am 08.03.2002 in Reinbek; 
Antrag der SPD-Fraktion vom 05.02.2002 
 
Beschlussvorschlag 
 
Der Bürgermeister wird gebeten, zur Mitgliederversammlung des Städtebundes am 08.03.2002 in Reinbek beim 
Vorstand des Städtebundes um Aufnahme folgenden TOP's in die Tagesordnung der nichtöffentlichen 
Versammlung zu bitten: 
 

Besteuerung der Entschädigung von Hauptausschuss- und 
Bürgerlichen Mitgliedern 

 
Von der Mitgliederversammlung wird folgender Beschluss erbeten: 
Der Finanzminister des Landes Schleswig-Holstein wird gebeten (aufgefordert), seinen Erlass vom 16.03.1990 - 
VI 350b - S 2337 - 098 um eine Regelung der Besteuerung für Hauptausschuss- und Bürgerliche Mitglieder zu 
ergänzen. 
 
Sachverhalt 
 
Auf Grund der 1996 geänderten Gemeindeordnung ist der Magistrat ab der Wahlperiode 1998 entfallen. U. a. in 
den Städten ist nunmehr ein Hauptausschuss zu bilden, für dessen Mitglieder die seit dem 01.04.1996 geänderte 
Entschädigungsverordnung eine Entschädigung vorsieht. Leider hat der Landesfinanzminister es unterlassen, 
konsequenterweise seinen bereits erwähnten Erlass um eine Besteuerungsregelung für die Entschädigung für 
ehrenamtliche Tätigkeit zu ergänzen mit der Folge, dass diese Entschädigung steuerlich anders, d.h. ungünstiger 
behandelt wird als die z.B. für Stadtvertreter gewährten Entschädigungen. 
Für Bürgerliche Mitglieder ist vom LMF für deren Entschädigungen von Anfang an, d.h., seitdem es überhaupt 
eine Regelung durch Erlasse gibt - das ist seit 1978 - keine steuerliche Behandlung, wie z.B. für Stadtvertreter 
enthalten, obwohl Bürgerliche Mitglieder seither immer zusammen mit den Stadtvertretern in den Ausschüssen 
gleichberechtigt beraten und beschließen. 


